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64. Kundmachung: Ratifikation des Europäischen Übereinkommens über die Zustellung von Schriftstük-
ken in Verwaltungssachen im Ausland durch Italien

65. Kundmachung: Ratifikation des Europäischen Übereinkommens über die Berechnung von Fristen
durch Luxemburg

66. Vereinbarung in Form eines Notenwechsels zwischen Österreich und den Philippinen auf Grund des
Abkommens über den Internationalen Handel mit Textilien in der Fassung des Ver-
längerungsprotokolls

67. Vereinbarung zwischen dem Bundesminister für Verkehr der Bundesrepublik Deutschland und dem
Bundesminister für Verkehr der Republik Österreich nach Rn. 2010 des ADR über
die Beförderung von Cyanurchlorid (kristallin) in Transportgefäßen aus Kunststoff
mit einem Fassungsraum von höchstens 1250 Litern

6 4 . Kundmachung des Bundeskanzlers vom
1. Feber 1985 betreffend die Ratifikation des
Europäischen Übereinkommens über die
Zustellung von Schriftstücken in Verwaltungs-

sachen im Ausland durch Italien

Nach Mitteilung des Generalsekretärs des Euro-
parates hat Italien am 16. Oktober 1984 seine Rati-
fikationsurkunde zum Europäischen Übereinkom-
men über die Zustellung von Schriftstücken in Ver-
waltungssachen im Ausland (BGBl. Nr. 67/1983,
letzte Kundmachung des Geltungsbereiches BGBl.
Nr. 141/1984) hinterlegt.

Anläßlich der Hinterlegung seiner Ratifikations-
urkunde hat Italien folgende Erklärungen abgege-
ben:

Zu Art. 1 Abs. 2:

„Die italienische Regierung erklärt, daß das
Übereinkommen auf Ersuchen Anwendung findet,
die Verfahren über Vergehen betreffen, deren
Bestrafung im Zeitpunkt des Ersuchens um Amts-
hilfe nicht in die Zuständigkeit ihrer Gerichte fällt.

Die italienische Regierung behält sich das Recht
vor, bei fehlender Gegenseitigkeit Ersuchen nicht
anzunehmen."

Zu Art. 1 Abs. 3:

„Die italienische Regierung erklärt, daß das
Übereinkommen keine Anwendung findet auf an
die Italienische Republik gerichtete Ersuchen, die
den Außenhandel (Warenverkehr, Dienstleistungs-
verkehr, Kapital- und Zahlungsverkehr) oder Ver-
bote und Beschränkungen für den Warenverkehr
über die Grenze betreffen."

Zu Art. 2 Abs. 1:

„Die italienische Regierung bestimmt als zentrale
Behörde für die Wahrnehmung der Aufgaben
gemäß Art. 2 Abs. 1 des Übereinkommens das
Ministerium für Auswärtige Angelegenheiten,
Piazza della Farnesina 1, Rom."

Das Übereinkommen tritt gemäß seinem Art. 17
Abs. 3 für Italien am 1. Feber 1985 in Kraft.

Sinowatz

6 5 . Kundmachung des Bundeskanzlers vom
1. Feber 1985 betreffend die Ratifikation des
Europäischen Übereinkommens über die

Berechnung von Fristen durch Luxemburg

Nach Mitteilung des Generalsekretärs des Euro-
parates hat Luxemburg am 10. Oktober 1984 seine
Ratifikationsurkunde zum Europäischen Überein-
kommen über die Berechnung von Fristen (BGBl.
Nr. 254/1983) hinterlegt.

Anläßlich der Hinterlegung der Ratifikationsur-
kunde hat Luxemburg gemäß Artikel 11 des Über-
einkommens die gesetzlichen Feiertage sowie die
Tage, die im Sinne des Artikels 5 des Übereinkom-
mens wie solche behandelt werden, wie folgt notifi-
ziert:

a) 1. Jänner (Neujahr)
Ostermontag
1. Mai (Tag der Arbeit)
Christi Himmelfahrt
Pfingstmontag
23. Juni (Nationalfeiertag)
Mariä Himmelfahrt

10 42
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1. November (Allerheiligen)
25. Dezember (Weihnachtsfest)
26. Dezember (Zweiter Weihnachtstag)

b) fällt einer der angeführten Feiertage auf
einen Sonntag, wird er auf einen Ersatzfeier-
tag verschoben. Im Laufe eines Jahres kön-
nen höchstens zwei Feiertage ersetzt werden,
mit Ausnahme des Nationalfeiertages, der
auf den 24. Juni verschoben wird, wenn der
23. Juni ein Sonntag ist.

c) Für die Anwendung des Artikels 5 des Über-
einkommens wird der Samstag als gesetzli-
cher Feiertag behandelt.

Darüber hinaus hat Luxemburg die folgende
Erklärung abgegeben:

„Wenn die nominelle Dauer der unter Artikel 1
des Übereinkommens fallenden gesetzlichen bzw.
verordnungsmäßigen Fristen, die derzeit als freie
Tage gelten, weniger als 10 Tage beträgt, werden
diese um einen Tag verlängert."

Das Übereinkommen tritt gemäß seinem Arti-
kel 8 Absatz 3 für Luxemburg am 11. Jänner 1985
in Kraft.

Sinowatz

66. Vereinbarung In Form eines Notenwechsels zwischen Österreich und den Philippinen auf
Grund des Abkommens über den Internationalen Handel mit Textilien vom 20. Dezember

1973 *) in der Fassung des Verlängerungsprotokolls vom 22. Dezember 1981 ••)

(Übersetzung)
BUNDESMINISTERIUM
FÜR HANDEL, GEWERBE UND INDUSTRIE
Zl. 27.647.3/29-II/7 a/84

Wien, am 14. Dezember 1984

Sehr geehrter Herr Botschafter!
Bezugnehmend auf die Vereinbarung zwischen

den Philippinen und Österreich betreffend die
Exporte bestimmter Kleidung aus den Philippinen
nach Österreich vom 17. November 1983 ***) und
auf die Note des Ministeriums für Handel und
Industrie der Philippinen vom 17. Oktober 1984
beehre ich mich Sie davon in Kenntnis zu setzen,
daß in Anbetracht der bestehenden Umstände
Österreich dem philippinischen Vorschlag, gewebte
Blusen aus künstlichen oder synthetischen Spinn-
stoffen oder Baumwolle in ein Exportüberwa-
chungssystem einzubeziehen, zustimmt.

Demgemäß wird bezüglich der Ausfuhr geweb-
ter Slacks, Shorts, Jeans und Hosen aus Baumwolle
für Männer und Knaben Nr. ex 61.01, Hemden aus
Geweben aus künstlichen oder synthetischen
Spinnstoffen oder Baumwolle Nr. ex 61.03 und
beginnend mit 1. Jänner 1985 gewebte Blusen aus
künstlichen oder synthetischen Spinnstoffen oder
Baumwolle Nr. ex 61.02 der Nomenklatur des
Rates für die Zusammenarbeit auf dem Gebiete des
Zollwesens die zuständige österreichische Behörde
gegen Vorlage der von der zuständigen philippini-
schen Behörde ausgestellten speziellen Ausfuhrbe-
willigung, in welcher Österreich als letztes Bestim-
mungsland angeführt ist, automatisch Einfuhrbe-
willigungen ausstellen und den Philippinen viertel-
jährlich Informationen über diese Einfuhrbewilli-
gungen zur Verfügung stellen. Ein Muster einer
solchen speziellen Ausfuhrbewilligung ist als
Anhang angeschlossen.

*) Kundgemacht in BGBl. Nr. 623/1974
**) Kundgemacht in BGBl. Nr. 513/1982

***) Kundgemacht in BGBl. Nr. 47/1984
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Sollten sich die Ausfuhren der oben genannten
Kleidung aus den Philippinen nach Österreich in
einer Weise entwickeln, die tatsächliche Gefahren
einer Marktstörung verursachen, kann Österreich
zwecks Abschluß einer Vereinbarung zu gegensei-
tig annehmbaren Bedingungen um Konsultationen
mit den Philippinen ersuchen. Dem Ersuchen um
solche Konsultationen ist eine Darstellung mit den
einschlägigen Angaben über die Marktbedingun-
gen, welche aus österreichischer Sicht das Konsul-
tationsersuchen möglich machen, beizuschließen.
Beide Parteien kommen überein, die Konsultatio-
nen innerhalb von 30 Tagen nach Empfang des
Konsultationsersuchens aufzunehmen und alles
daranzusetzen, sie innerhalb von 15 Tagen nach
ihrem Beginn abzuschließen. Wird keine Einigung
erzielt, werden die Philippinen die Exporte der
oben bezeichneten Kleidung im betreffenden Jahr
auf eine Menge beschränken, die nicht niedriger als
jene Menge ist, die während des Zwölfmonatszeit-
raumes erzielt wurde, der dem Monat, in welchem
das Konsultationsersuchen gestellt wurde, voran-
ging-

Die Gültigkeit der erwähnten speziellen Aus-
fuhrbewilligungen endet zum Zweck der Vorlage
bei der zuständigen österreichischen Behörde vier
Monate nach dem Ausstellungsdatum.

Wenn dieser Vorschlag für die Philippinen
annehmbar ist, werden diese Note und Ihre Bestäti-
gungsnote eine Vereinbarung zwischen Österreich
und den Philippinen begründen.

Genehmigen Sie, sehr geehrter Botschafter, den
Ausdruck meiner vorzüglichen Hochachtung.

Beilage:
Anhang

Waas e. h.

S.E.
Domingo L. Siazon Jr.
Botschafter
Botschaft der Philippinen
Gregor Mendel-Straße 48
1190 Wien

Botschaft der Philippinen

WIEN, 9. Jänner 1985

Sehr geehrter Herr Sektionsleiter!

Ich beehre mich, den Erhalt Ihrer Note vom
14. Dezember 1984, welche wie folgt lautet, zu
bestätigen:

„Sehr geehrter Herr Botschafter!

Bezugnehmend auf die Vereinbarung... (es
folgt der weitere Text der Übersetzung der Eröff-
nungsnote in deutscher Sprache)... Hochach-
tung."
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Es freut mich, sehr geehrter Herr Sektionsleiter,
Sie davon in Kenntnis setzen zu können, daß die in
der oben angeführten Note beinhaltete Vereinba-
rung für meine Regierung annehmbar ist und daß
Ihre oben erwähnte Note und diese Antwort mit
Wirksamkeit 9. Jänner 1985 ein Abkommen zwi-
schen unseren beiden Regierungen begründet.

Genehmigen Sie, sehr geehrter Herr Sektionslei-
ter, den erneuten Ausdruck meiner vorzüglichen
Hochachtung.

Beilage:
Anhang

Domingo L. Siazon, Jr.
Botschafter e. h.

Dr. Gerhard Waas
Sektionsleiter
Außenhandel und Integration
Bundesministerium für Handel, Gewerbe und Industrie
Stubenring 1
A-1011 Wien
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Anhang
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67.

(Übersetzung)

V e r e i n b a r u n g

zwischen dem Bundesminister für Verkehr der
Bundesrepublik Deutschland und dem Bundes-
minister für Verkehr der Republik Österreich
nach Rn. 2010 des ADR über die Beförderung
von Cyanurchlorid (kristallin) in Transportge-
fäßen aus Kunststoff mit einem Fassungsraum

von höchstens 1 250 Litern *)

(1) Abweichend von Rn. 2623 der Anlage A des
ADR darf Cyanurchlorid (kristallin), assimiliert der
Klasse 6.1, Rn. 2601, Ziffer 61, unter folgenden
Bedingungen in Transportgefäßen aus Kunststoff
mit einem Fassungsraum von höchstens
1 250 Litern befördert werden:

1. Baumusterprüfung
Die Eignung der Transportgefäße muß durch
eine Baumusterprüfung bei einer im Versand-
land behördlich anerkannten Prüfanstalt/
Prüfstelle entsprechend den zwischen den
Vertragsparteien anerkannten Vorschriften
nachgewiesen sein.

2. Betrieb
Die Behälter sind nach dem Beladen und
Verschließen so mit Wasser abzusprühen,
daß ihnen keine Ladegutreste anhaften.

3. Übergangsbestimmungen
Die nach den Bedingungen der folgenden
Ziffern 3.1 bis 3.5 bis 31. Dezember 1983
gefertigten und zugelassenen Transportge-
fäße aus glasfaserverstärktem Polyesterharz
mit einem Fassungsraum von höchstens
1,4 m3 dürfen bei Beförderung in geschlosse-
ner Ladung weiter verwendet werden, wenn
von der im Versandland behördlich aner-
kannten Prüfanstalt/Prüfstelle die
Gebrauchsdauer um höchstens 5 Jahre auf
insgesamt 10 Jahre verlängert wird. Für
Gefäße, deren Gebrauchsdauer über den
Zeitraum von 5 Jahren hinaus verlängert
wird, ist nach den in Absatz 1, Ziffer 1,
genannten Bestimmungen eine
— Innendruckprüfung sowie eine
— Fallprüfung
an einer von der Prüfanstalt/Prüfstelle
bestimmten Zahl von Transportgefäßen
durchzuführen. Die Prüfanstalt/Prüfstelle
legt in einem Nachtrag zum Zulassungs-
schein über die Verlängerung der Gebrauchs-
dauer darüber hinaus fest, in welchem
Umfang die in die Regelung einzubeziehen-
den Transportgefäße jährlich wiederkehrend

*) Diese Vereinbarung ersetzt die Vereinbarung kund-
gemacht in BGBl. Nr. 543/1981.
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Stück für Stück auf Dichtheit und bestim-
mungsgemäßen Zustand durch einen Sach-
kundigen zu überprüfen sind. Sie legt dar-
über hinaus alle weiteren Auflagen, wie zB
Tausch von Schraubdeckeln, Auslaufannatu-
ren, Dichtungen aus bestimmten Werkstoffen
und Aufarbeitung der Rahmen nach sachver-
ständigem Ermessen für die in die
Gebrauchsdauerverlängerung einbezogene
Transportgefäße fest. Die in Absatz 1, Zif-
fer!, genannten Bestimmungen sind, soweit
erforderlich, sinngemäß anzuwenden. Für die
Verpackung gelten im übrigen folgende Vor-
schriften :

3.1 Der Glasgehalt des Polyesterharzes im
Boden, im konischen Teil und im Mantel des
Gefäßes muß zwischen 30 und 40% liegen.

3.2 Bei dem Werkstoff des Gefäßes muß

3.2.1 die Biegefestigkeit zwischen 1 500 und
2000 kg/cm2,

3.2.2 die Schlagzähigkeit zwischen 70 und 90 kg/
cm2 und

3.2.3 die Formbeständigkeit in der Wärme bei
85 °C liegen.

3.3 Der Werkstoff darf von Cyanurchlorid nicht
angegriffen werden und muß gegenüber
Cyanurchloriddämpfen undurchlässig sein.
Der Werkstoff muß ferner gegenüber Fun-
ken und kurzzeitiger Flammeneinwirkung
widerstandsfähig sein.

3.4 Die Wanddicke des Gefäßes muß mindestens
5 mm betragen. Die Gefäße müssen in ein
Stahlgestell eingesetzt und mit diesem fest
verbunden sein.

3.5 Die Gefäße müssen einem Baumuster ent-
sprechen, das nach Temperierung auf
—20 °C eine Auflaufprüfung mit einer
Geschwindigkeit von 15 km/h bei einer
behördlich anerkannten Prüfanstalt/Prüf-
stelle ohne Beanstandungen überstanden hat.

(2) Im Beförderungspapier hat der Absender
zusätzlich zu vermerken:

„Beförderung vereinbart gemäß Rn. 2010 des
ADR".

(3) Diese Regelung gilt im Verkehr zwischen der
Bundesrepublik Deutschland und der Republik
Österreich bis auf Widerruf durch eine der Ver-
tragsparteien.

Wien, 1984 12 19

Für den Bundesminister für Verkehr der Repu-
blik Österreich:

Berger
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Bonn, den 8. 11. 1984

Die für das ADR zuständige Behörde der Bun-
desrepublik Deutschland:

Der Bundesminister für Verkehr:

Im Auftrag:

Bredemeier

Sinowatz
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